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§ 3 Leistungen der Sozialen Entschädigung

Die Soziale Entschädigung umfasst:

1. Leistungen des Fallmanagements und Leistungen in einer Traumaambulanz als Schnelle

        Hilfen nach Kapitel 4,

2.     die Krankenbehandlung der Sozialen Entschädigung nach Kapitel 5,

3.     Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6,

4.     Leistungen bei Pflegebedürftigkeit nach Kapitel 7,

5.     Leistungen bei Blindheit nach Kapitel 8,

6.     Entschädigungszahlungen nach Kapitel 9,

7.     den Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10,

8.     Besondere Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11,

9.     Leistungen bei Überführung und Bestattung nach Kapitel 12,

10.   den Ausgleich in Härtefällen nach Kapitel 13,

11.   Leistungen bei Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland nach Kapitel 14 
sowie

12.   Leistungen nach den Vorschriften zu Besitzständen nach Kapitel 23.
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Kapitel 6  Leistungen zur Teilhabe
 

§ 62 Leistungsumfang
 
§ 63 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
§ 64 Unterhaltssichernde u.a. ergänzende Leistungen
§ 65 Leistungen zur Teilhabe an Bildung
§ 66 Leistungen zur Sozialen Teilhabe

§ 67 Zusammentreffen von Teilhabeleistungen mit Pflegeleistungen in Einrichtungen 
oder Räumlichkeiten i.S.d. § 43a SGB XI i.V.m. § 71 Abs. 4 SGB XI

§ 68 Zusammentreffen von Teilhabeleistungen mit Pflegeleistungen außerhalb von 
Einrichtungen oder Räumlichkeiten i.S.d. § 43a SGB XI i.V.m. § 71 Abs. 4 SGB XI

 
§ 69 Wunsch- und Wahlrecht
§ 70 Besonderheiten der Leistungsbemessung
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§ 62 Leistungsumfang
Leistungen zur Teilhabe sind
1. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie 
unterhaltssichernde und andere ergänzende 
Leistungen,
2. Leistungen zur Teilhabe an Bildung,
3. Leistungen zur Sozialen Teilhabe und
4. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.



§ 4 SGB IX Leistungen zur Teilhabe
(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendigen Sozialleistungen, um unabhängig von der Ursache der 
Behinderung
1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder 
          ihre Folgen zu mildern,
2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu mindern 
          oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen Bezug anderer Sozialleistungen zu 
 vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern,
3.       die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Neigungen und Fähigkeiten dauerhaft zu sichern oder
4. die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie 

eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen oder zu erleichtern.
[…]

§ 1 SGB IX Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte Menschen erhalten Leistungen nach diesem 
Buch und den für die Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und ihre 
volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu 
vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken. […]
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§ 3 Leistungen der Sozialen Entschädigung
Die Soziale Entschädigung umfasst:
1. Leistungen des Fallmanagements und Leistungen in einer Traumaambulanz als 

Schnelle Hilfen nach Kapitel 4,
2.     die Krankenbehandlung der Sozialen Entschädigung nach Kapitel 5,
3.     Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6,
4.     Leistungen bei Pflegebedürftigkeit nach Kapitel 7,
5.     Leistungen bei Blindheit nach Kapitel 8,
6.     Entschädigungszahlungen nach Kapitel 9,
7.     den Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10,
8.     Besondere Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11,
9.     Leistungen bei Überführung und Bestattung nach Kapitel 12,
10.   den Ausgleich in Härtefällen nach Kapitel 13,
11.   Leistungen bei Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland nach Kapitel 
14 sowie
12.   Leistungen nach den Vorschriften zu Besitzständen nach Kapitel 23.
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§ 4 Anspruch auf Leistungen für Geschädigte
(1) Geschädigte haben Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschädigung wegen 
der anerkannten gesundheitlichen und der wirtschaftlichen Folgen einer 
gesundheitlichen Schädigung, die ursächlich auf ein schädigendes Ereignis 
zurückzuführen ist. Das Vorliegen der in Satz 1 genannten Anspruchsvoraussetzungen 
ist auf Antrag festzustellen.
[…]

§ 6 Anspruch auf Leistungen für Angehörige, Hinterbliebene und Nahestehende
(1) Angehörige, Hinterbliebene und Nahestehende erhalten Schnelle Hilfen nach 
Maßgabe der Vorschriften des Kapitels 4 [Schnelle Hilfen] sowie besondere 
psychotherapeutische Leistungen nach § 43 Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 
43 Absatz 4.
(2) Hinterbliebene erhalten darüber hinaus Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben nach § 63 Absatz 3, Entschädigungszahlungen an Hinterbliebene nach 
Kapitel 9 Abschnitt 2, Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 Absatz 1 Satz 2 und 
die Leistung zur Förderung einer Ausbildung nach § 94.
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§ 10 Antragserfordernis
(1) Leistungen der Sozialen Entschädigung werden auf Antrag erbracht, soweit dieses Buch 
nichts Abweichendes regelt.
(2) […]
(3) Von Amts wegen können erbracht werden:
1. Leistungen der Krankenbehandlung nach Kapitel 5,
2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 63,
3. Leistungen zur Teilhabe an Bildung nach § 65 und
4. Leistungen zur Sozialen Teilhabe nach § 66.
(4) […]
(5) Für Leistungen der Traumaambulanz genügt es, wenn unverzüglich nach der zweiten 
Sitzung ein Antrag gestellt wird. Bei Kontaktaufnahme des Fallmanagements mit 
möglicherweise berechtigten Personen genügt es, wenn nach der Kontaktaufnahme ein 
Antrag gestellt wird.

Immer: § 8 Abs. 4 SGB IX: Leistungen zur Teilhabe bedürfen der Zustimmung der 
Leistungsberechtigten. 
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§ 27 Vorrang von Leistungen zur Teilhabe
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben, die erfolgversprechend 
und zumutbar sind, haben Vorrang vor dem Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10. Im Übrigen 
gelten die Regelungen des § 9 des Neunten Buches.

§ 9 SGB IX Vorrangige Prüfung von Leistungen zur Teilhabe
(1) Werden bei einem Rehabilitationsträger Sozialleistungen wegen oder unter Berücksichtigung einer 
Behinderung oder einer drohenden Behinderung beantragt oder erbracht, prüft dieser unabhängig 
von der Entscheidung über diese Leistungen, ob Leistungen zur Teilhabe voraussichtlich zur Erreichung 
der Ziele nach den §§ 1 und 4 erfolgreich sein können. Er prüft auch, ob hierfür weitere 
Rehabilitationsträger im Rahmen ihrer Zuständigkeit zur Koordinierung der Leistungen zu beteiligen 
sind. Werden Leistungen zur Teilhabe nach den Leistungsgesetzen nur auf Antrag erbracht, wirken die 
Rehabilitationsträger nach § 12 auf eine Antragstellung hin.
(2) Leistungen zur Teilhabe haben Vorrang vor Rentenleistungen, die bei erfolgreichen Leistungen zur 
Teilhabe nicht oder voraussichtlich erst zu einem späteren Zeitpunkt zu erbringen wären. Dies gilt 
während des Bezuges einer Rente entsprechend.
(3)[…]
(4) Absatz 1 gilt auch für die Jobcenter mit der Maßgabe, dass sie mögliche Rehabilitationsbedarfe 
erkennen und auf eine Antragstellung beim voraussichtlich zuständigen Rehabilitationsträger 
hinwirken sollen.
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Zwischenresümee
Starke Aufwertungen der Leistungen zur Teilhabe durch Reform

- eigenständiges Kapitel für Teilhabeleistungen im SGB XIV, zuvor im BVG sehr 
verstreut

- möglichst keine Hindernisse beim Zugang zu Teilhabeleistungen

- Teilhabeleistungen vorrangig gegenüber dauerhaften Geldleistungen, vgl. § 27 
SGB XIV

- SER-Träger für alle Teilhabeleistungen zuständig

- Teilhabeleistungen ohne Einsatz von eigenem Vermögen/Einkommen

→ Sicherung der schnellen Rückkehr ins gesellschaftliche und berufliche Leben

 (BT-Drs.19/13824, S. 2)

Problem: kein eigenständiges Leistungserbringungsrecht und kein Verweis auf andere 
Systeme, anders als bei anderen Leistungen

 → insoweit dann insbesondere SGB IX von Relevanz 
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Zwischenresümee

• Teilhabeleistungen nach SGB XIV grds. nur für Geschädigte

• Ausn.: Hinterbliebene befristet Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

• andere Leistungsberechtigte als Geschädigte erhalten Teilhabeleistungen nach 
anderen Leistungsgesetzen

→ insoweit haben Schnelle Hilfen hohen Stellenwert in der Versorgung (Steuerung; 
Verhinderung von Beeinträchtigung infolge Traumatisierung)

→ Schnelle Hilfen, d.h. Fallmanagement und Traumaambulanz, als besonderer 
Katalysator für Zugang zu Teilhabeleistungen, für alle, nicht nur für Geschädigte

• Herausforderung in der Praxis: Umdenken hinsichtlich Kausalitätserfordernis → kein 
Aufschub des Zugangs zu Teilhabeleistungen bei unklarer Zuständigkeit
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

Leistungen zur Teilhabe im Rahmen des SGB XIV

Leistungen zur Teilhabe nach dem SGB XIV im Detail

Leistungen zur Teilhabe unter dem Dach des SGB IX
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§ 62 Leistungsumfang

Leistungen zur Teilhabe sind

1. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie unterhaltssichernde und andere 
ergänzende Leistungen,

2. Leistungen zur Teilhabe an Bildung,

3. Leistungen zur Sozialen Teilhabe und

4. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.

[…]
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Kurzer Vergleich mit § 5 SGB IX

§ 5 SGB IX Leistungsgruppen

Zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden erbracht:

1.     Leistungen zur medizinischen Rehabilitation,

2.     Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

3.     unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen,

4.     Leistungen zur Teilhabe an Bildung und

5. Leistungen zur sozialen Teilhabe.

→ Träger der Sozialen Entschädigung (TdSE)

- sind Rehabilitationsträger i.S.d. § 6 Abs. 1 Nr. 5 SGB IX und

- erbringen Teilhabeleistungen sämtlicher Leistungsgruppen.
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§ 63 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

(1) Geschädigte erhalten als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
1.     Leistungen nach den §§ 49 bis 55 des Neunten Buches,
2. Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich einer anerkannten Werkstatt für 
 behinderte Menschen nach § 57 des Neunten Buches,
3. Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen nach § 58 
 des Neunten Buches einschließlich des Arbeitsförderungsgeldes nach § 59 des Neunten Buches,
4.     Leistungen bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 des Neunten Buches,
5.     ein Budget für Arbeit nach § 61 des Neunten Buches und
6.     ein Budget für Ausbildung nach § 61a des Neunten Buches.

(2) Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen zudem Leistungen zum Betrieb, Unterhalt, 
Unterstellen und Abstellen eines Kraftfahrzeuges.

(3) Hinterbliebene erhalten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, soweit der Antrag innerhalb 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach dem Tod des oder der Geschädigten gestellt wird.
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Verweis des SGB XIV auf den gesamten Leistungskatalog des SGB IX

SGB IX Kapitel 10 (§§ 49-53)
 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
  § 49 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

  § 50 Leistungen an Arbeitgeber

  § 51 Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation

  § 52 Rechtsstellung der Teilnehmenden

  § 53 Dauer von Leistungen

  § 54 Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit

  § 55 Unterstützte Beschäftigung

  § 56 Leistungen in Werkstätten für behinderte Menschen

  § 57 Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich

  § 58 Leistungen im Arbeitsbereich

  § 59 Arbeitsförderungsgeld

  § 60 Andere Leistungsanbieter

  § 61 Budget für Arbeit

  § 61a Budget für Ausbildung

  § 62 Wahlrecht des Menschen mit Behinderungen

  § 63 Zuständigkeit nach den Leistungsgesetzen
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Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA)

§ 49 SGB IX

(1) Zur Teilhabe am Arbeitsleben werden die erforderlichen Leistungen erbracht, um die Erwerbsfähigkeit 
von Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe 
am Arbeitsleben möglichst auf Dauer zu sichern.

[..]

(3) Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen insbesondere

1. Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes einschließlich Leistungen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung,

[…]

6. die Förderung der Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit durch die Rehabilitationsträger nach § 6 
Absatz Nummer 2 bis 5 und

7. sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben, um Menschen mit Behinderungen eine  

 angemessene und geeignete Beschäftigung oder eine selbständige Tätigkeit zu ermöglichen und zu 

 erhalten.

[…]

(4) Bei der Auswahl der Leistungen werden Eignung, Neigung, bisherige Tätigkeit sowie Lage und 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt angemessen berücksichtigt.
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Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

§ 50 Leistungen an Arbeitgeber

(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 können Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben auch an Arbeitgeber erbringen, insbesondere als

1. Ausbildungszuschüsse zur betrieblichen Ausführung von Bildungsleistungen,

2. Eingliederungszuschüsse,

3. Zuschüsse für Arbeitshilfen im Betrieb und

4. teilweise oder volle Kostenerstattung für eine befristete Probebeschäftigung.

[…]

Immer wieder zeigt sich, wie wichtig die Zuordnung zur TdSE gegenüber der 
Eingliederungs- oder gegenüber der Jugendhilfe: beide Letztgenannten können nicht 
alles leisten, vgl. Begrenzung auf Reha-Träger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 (EGH und KJH 
sind Reha-Träger nach § 6 Abs. 1 Nr. 6 und 7 SGB IX)

20



Das Ziel

Gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe am inklusiven Arbeitsmarkt

-> so gewährleistet durch

Artikel 27 UN-BRK

Artikel 2 Richtlinie 2000/78/EG (Antidiskriminierungsrichtlinie)

Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz

-> ausgestaltet u.a. durch 

Anspruch auf behinderungsgerechte Beschäftigung (§ 164 Abs. 4 SGB IX, § 241 Abs. 2 
BGB) 

Und die Vielzahl von Sozialleistungen, insbesondere Teilhabeleistungen

-> Mittel zur Beseitigung von Barrieren: angemessene Vorkehrungen
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Mithilfe: Angemessener Vorkehrungen

-> sind der „Schlüssel“ oder das „Zauberwort“ im Teilhaberecht

Wer angemessene Vorkehrungen unterlässt, diskriminiert Menschen wegen ihrer Behinderung.

„Angemessene Vorkehrungen“ sind „notwendige und geeignete Änderungen und Anpassungen, die 
keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, wenn sie in einem besonderen 
Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen 
gleichwertig mit anderen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen und ausüben können“ 
(Art. 2 II UN BRK). Sie bezeichnen die im Einzelfall erforderlichen Reaktionen auf unstatthafte
Diskriminierungen eines Menschen wegen seiner Behinderung. Sie kennzeichnen die Rechtsfolge und 
nicht den Tatbestand des Verbots einer Diskriminierung. Angemessene Vorkehrungen haben eine 
Diskriminierung abzuwenden. Sie müssen dafür geeignet wie erforderlich sein und dürfen für den 
Verpflichteten keine unzumutbare Belastung darstellen.

(Eichenhofer, Angemessene Vorkehrungen als Diskriminierungsdimension im Recht, S. 8 
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Rechtsgutachten/rechtsgutachten_angemessene_vorkehrun
gen.pdf?__blob=publicationFile&v=4)

→ gilt für Arbeitgeber wie für Reha-Träger und Reha-Leistungserbringer
→ d.h. auch mit Blick auf besondere Bedarfe von Menschen mit Beeinträchtigungen, z.B. wegen einer 
kognitiven oder einer psychischen Beeinträchtigung
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Besondere Berücksichtigung psych. oder seelisch beeinträchtigter Menschen

§ 193 Aufgaben
(1) Die Integrationsfachdienste können zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben (Aufnahme, 

Ausübung und Sicherung einer möglichst dauerhaften Beschäftigung) beteiligt werden, indem sie […]. 
(2) Zu den Aufgaben des Integrationsfachdienstes gehört es,
[…]
3. die betriebliche Ausbildung schwerbehinderter, insbesondere seelisch und lernbehinderter, Jugendlicher zu 

begleiten
4. geeignete Arbeitsplätze (§ 156) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erschließen,
5. […]
6. die schwerbehinderten Menschen, solange erforderlich, am Arbeitsplatz oder beim Training der berufspraktischen 

Fähigkeiten am konkreten Arbeitsplatz zu begleiten,
7. mit Zustimmung des schwerbehinderten Menschen die Mitarbeiter im Betrieb oder in der Dienststelle über Art und 

Auswirkungen der Behinderung und über entsprechende Verhaltensregeln zu informieren und zu beraten,
8.  eine Nachbetreuung, Krisenintervention oder psychosoziale Betreuung durchzuführen sowie 
9. als Einheitliche Ansprechstellen für Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, über die Leistungen für die Arbeitgeber zu 

informieren und für die Arbeitgeber diese Leistungen abzuklären, 
10. in Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgern und den Integrationsämtern die für den schwerbehinderten 

Menschen benötigten Leistungen zu klären und bei der Beantragung zu unterstützen.
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Besondere Berücksichtigung psych. oder seelisch beeinträchtigter Menschen

§ 192 Begriff und Personenkreis
(1) Integrationsfachdienste sind Dienste Dritter, die bei der Durchführung der Maßnahmen zur Teilhabe
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben beteiligt werden.
(2) Schwerbehinderte Menschen im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere 
1.   schwerbehinderte Menschen mit einem besonderen Bedarf an arbeitsbegleitender Betreuung, 
2.   […] sowie 3. […]. 
(3) Ein besonderer Bedarf an arbeits- und berufsbegleitender Betreuung ist insbesondere gegeben bei 
schwerbehinderten Menschen mit geistiger oder seelischer Behinderung oder mit einer schweren 
Körper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im Arbeitsleben besonders nachteilig auswirkt 
und allein oder zusammen mit weiteren vermittlungshemmenden Umständen (Alter, 
Langzeitarbeitslosigkeit, unzureichende Qualifikation, Leistungsminderung) die Teilhabe am 
Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erschwert.
(4) Der Integrationsfachdienst kann im Rahmen der Aufgabenstellung nach Absatz 1 auch zur 
beruflichen Eingliederung von behinderten Menschen, die nicht schwerbehindert sind, tätig werden. 
Hierbei wird den besonderen Bedürfnissen seelisch behinderter oder von einer seelischen 
Behinderung bedrohter Menschen Rechnung getragen.
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Return to work – mehrdimensionale Beziehungen
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§ 167 Absatz 2 SGB IX
–> Gesundheitsprävention (BEM)

Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder 
wiederholt arbeitsunfähig, klärt der Arbeitgeber mit der zuständigen Interessenvertretung im 
Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen außerdem mit der SBV, mit Zustimmung 
und Beteiligung der betroffenen Person die Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit 
möglichst überwunden werden und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter 
Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (betriebliches 
Eingliederungs-management, BEM). Beschäftigte können zusätzlich eine Vertrauensperson 
eigener Wahl hinzuziehen. Soweit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt 
hinzugezogen. Die betroffene Person oder ihr gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die Ziele des 
BEM sowie auf Art und Umfang der hierfür erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen. 
Kommen Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht, werden 
vom Arbeitgeber die Rehabilitationsträger oder bei schwerbehinderten Beschäftigten das 
Integrationsamt hinzugezogen. Diese wirken darauf hin, dass die erforderlichen Leistungen 
oder Hilfen unverzüglich beantragt und innerhalb der Frist des § 14 Absatz 2 Satz 2 erbracht 
werden. Die zuständige Interessenvertretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten 
Menschen außerdem die SBV, können die Klärung verlangen. Sie wachen darüber, dass der 
Arbeitgeber die ihm nach dieser Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfüllt.
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Im Zusammenhang mit BEM, seit 1.1.18 neu

§ 10 Sicherung der Erwerbsfähigkeit

(1) Soweit es im Einzelfall geboten ist, prüft der zuständige Rehabilitationsträger gleichzeitig 
mit der Einleitung einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation, während ihrer 
Ausführung und nach ihrem Abschluss, ob durch geeignete Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben die Erwerbsfähigkeit von Menschen mit Behinderungen oder von 
Behinderung bedrohten Menschen erhalten, gebessert oder wiederhergestellt werden 
kann.

(2) Wird während einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation erkennbar, dass der 
bisherige Arbeitsplatz gefährdet ist, wird mit den Betroffenen sowie dem zuständigen 
Rehabilitationsträger unverzüglich geklärt, ob Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
erforderlich sind.

…

(5)  Die Rehabilitationsträger wirken auch in den Fällen der Hinzuziehung durch  

 Arbeitgeber infolge einer Arbeitsplatzgefährdung nach § 167 Abs. 2 S. 4 auf eine  

 frühzeitige Antragstellung auf Leistungen zur Teilhabe nach allen in Betracht 

 kommenden Leistungsgesetzen hin.
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Stärkung des BEM durch BTHG

→ Gesetzgeber klar: deutliche Stärkung des BEM

→ diese Stärkung bei Anwendung des § 167 SGB IX zu beachten

→ noch stärkere Verknüpfung von Arbeits- und Sozialrecht

-> schon bisher im SGB zahlreiche Leistungsansprüche für gleichberechtigte 
Erwerbsteilhabe normiert

 Bsp.: Hilfsmittel, medizinische Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben (z.B. Umschulung), Arbeitsassistenz

-> Mobilisierung dieser Sozialleistungsansprüche im bestehenden Arbeitsverhältnis 
insbesondere mittels der Präventionsverfahren (z.B. BEM, § 167 SGB IX)

-> in diesen Verfahren muss Ermöglichung behinderungsgerechter 
Beschäftigung/behinderungsgerechter Ausbildung geklärt werden

-> umfangreiche sozialrechtliche Unterstützungsleistungen mindern Aufwand der 
Arbeitgeber

→ das alles auch Aufgaben der TdSE
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§ 64 Unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen

(1) Geschädigte und Hinterbliebene, die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach § 63 erhalten, erhalten auch die folgenden unterhaltssichernden und 
anderen ergänzenden Leistungen:
1.     Übergangsgeld nach § 65 Absatz 3, 4 und 7 des Neunten Buches sowie nach 
den §§ 66 bis 72 des Neunten Buches oder Unterhaltsbeihilfe unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 3,
2.     Reisekosten nach § 73 des Neunten Buches und
3.     Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten nach § 74 des 
Neunten Buches.
Übergangsgeld nach Satz 1 Nummer 1 wird nicht erbracht beim Bezug von 
Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt nach § 63 Absatz 2 
des Neunten Buches oder beim Bezug von Leistungen nach § 63 Absatz 3 Satz 2 
des Neunten Buches.
[…]
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Als Teil der Krankenbehandlung: §§ 47 ff. – Krankengeld der SE
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

§ 65 Leistungen zur Teilhabe an Bildung
Geschädigte, die auf Grund der Schädigungsfolgen zum leistungsberechtigten Personenkreis im Sinne 
von § 99 des Neunten Buches gehören, erhalten Leistungen zur Teilhabe an Bildung entsprechend Teil 
2 Kapitel 5 des Neunten Buches.
→ § 112 SGB IX

§ 66 Leistungen zur Sozialen Teilhabe
1) Geschädigte, die auf Grund der Schädigungsfolgen zum leistungsberechtigten Personenkreis im 

Sinne von § 99 des Neunten Buches gehören, erhalten Leistungen zur Sozialen Teilhabe 
entsprechend Teil 2 Kapitel 6 des Neunten Buches.

→ §§ 113-116 SGB IX

(2) Abweichend von Absatz 1 werden Leistungen zur Mobilität nach § 83 des Neunten Buches 
erbracht. Sie umfassen zudem Leistungen zum Betrieb, Unterhalt, Unterstellen und Abstellen eines 
Kraftfahrzeuges.
→ jeweils Verweis auf die Eingliederungshilfe, allerdings nur hinsichtlich Ausmaß der 
Teilhabebeeinträchtigung
-> liegen diese vor, besteht der Leistungsanspruch (BT-Drs. 19/13824, S. 201)
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

Gemeinsamkeit für Leistungen zur Sozialen Teilhabe und zur Teilhabe an 
Bildung
Voraussetzung: leistungsberechtigter Personenkreis i.S.d. § 99 SGB IX
→ § 99 SGB IX Leistungsberechtigung, Verordnungsermächtigung
(1) Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten Menschen mit Behinderungen im Sinne von § 2 Absatz 
1 Satz 1 und 2, die wesentlich in der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft eingeschränkt 
sind (wesentliche Behinderung) oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, 
wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles Aussicht besteht, dass die Aufgabe der 
Eingliederungshilfe nach § 90 erfüllt werden kann.
(2) Von einer wesentlichen Behinderung bedroht sind Menschen, bei denen der Eintritt einer 
wesentlichen Behinderung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.
(3) Menschen mit anderen geistigen, seelischen, körperlichen oder Sinnesbeeinträchtigungen, durch 
die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren in der gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft eingeschränkt sind, können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten.
(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Bestimmungen über die Konkretisierung der Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe 
erlassen. Bis zum Inkrafttreten einer nach Satz 1 erlassenen Rechtsverordnung gelten die §§ 1 bis 3 
der Eingliederungshilfe-Verordnung in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung entsprechend.
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

Gemeinsamkeit für Leistungen zur Sozialen Teilhabe und zur 
Teilhabe an Bildung
Voraussetzung: leistungsberechtigter Personenkreis i.S.d. § 99 SGB IX

→ § 99 SGB IX Leistungsberechtigung, Verordnungsermächtigung

§§ 1 bis 3 der Eingliederungshilfe-Verordnung in der am 31. Dezember 2019 
geltenden Fassung entsprechend.

→ VO nach § 60 SGB XII

Zur Kritik wegen ihrer Unvereinbarkeit mit der UN-BRK 
https://www.betanet.de/pdf/1618

→ Neufassung eines Entwurfs einer Verordnung zur Bestimmung der 
Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe (VOLE), noch nicht verabschiedet

Dazu: Shafei/Fuchs/Seidel, Fachbeitrag D7-2024 unter www.reha-recht.de
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Hilfsmittel als Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

Wichtige Besonderheit:
§ 62 S. 2 SGB XIV: Handelt es sich bei den Leistungen nach S. 1 Nr. 1 bis 3 um eine 
Versorgung mit Hilfsmitteln, werden diese entsprechend § 46 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 u. Abs. 2 
erbracht. Die §§ 56 und 57 Abs. 5, die §§ 58 und 59 Abs. 2 und § 61 gelten entsprechend. 
→ d.h. Hilfsmittelversorgung komplett nach SGB VII (höherer Standard als nach SGB V)

§ 46 Versorgung mit Hilfsmitteln, Pauschbetrag für außergewöhnlichen Verschleiß von Kleidung und Wäsche
(1) Geschädigte erhalten für anerkannte Schädigungsfolgen
1. die in § 31 Absatz 1 des Siebten Buches genannten Hilfsmittel sowie
2. einen Pauschbetrag für außergewöhnlichen Verschleiß von Kleidung und Wäsche.
Zahnersatz gilt nicht als Hilfsmittel.
(2) Art und Umfang der Hilfsmittel sowie der Pauschbetrag richten sich nach
1. der Rechtsverordnung nach § 31 Absatz 2 des Siebten Buches in der jeweils geltenden Fassung und
2. den gemeinsamen Richtlinien der Verbände der Unfallversicherungsträger über die Hilfsmittelversorgung im Bereich der gesetzlichen 
Unfallversicherung nach § 31 Absatz 2 Satz 2 des Siebten Buches.
Dabei gelten die Grundsätze der Leistungserbringung des Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung.

Relevant für Diskussion um PTBS-Assistenzhunde für Opfer von Gewalt. 
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

medizinische Rehabilitation
Die Leistungen nach § 62 S. 1 Nr. 4 einschließlich der erforderlichen 
unterhaltssichernden und anderen ergänzenden Leistungen werden im 
Rahmen der Leistungen der Krankenbehandlung nach Kapitel 5 erbracht.
→ § 42 SGB XIV Krankenbehandlung
(1) Geschädigte erhalten für anerkannte Schädigungsfolgen
1. Leistungen der Krankenbehandlung entsprechend dem Dritten Kapitel, 
Fünfter Abschnitt Erster Titel* und Siebter Abschnitt des Fünften Buches und
2. weitere Leistungen der Krankenbehandlung in den Leistungsbereichen nach 
Nummer 1 entsprechend der jeweiligen Satzung der nach § 57 Absatz 2 oder 
Absatz 3 zuständigen Krankenkasse.
Dabei gelten die Grundsätze der Leistungserbringung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung.
*§§ 27-43c SGB V → medizinische Reha wie in der GKV
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Besondere Berücksichtigung psych. oder seelisch beeinträchtigter Menschen

§ 42 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
[…]
(3) Bestandteil der Leistungen nach Absatz 1 sind auch medizinische, psychologische und 
pädagogische Hilfen, soweit diese Leistungen im Einzelfall erforderlich sind, um die in Absatz 
1 genannten Ziele zu erreichen. Solche Leistungen sind insbesondere
1.   Hilfen zur Unterstützung bei der Krankheits- und Behinderungsverarbeitung, 
2.   Hilfen zur Aktivierung von Selbsthilfepotentialen, 
3.   die Information und Beratung von Partnern und Angehörigen sowie von Vorgesetzten und 
Kollegen, wenn die Leistungsberechtigten dem zustimmen, 
4.   die Vermittlung von Kontakten zu örtlichen Selbsthilfe- und Beratungsmöglichkeiten, 
5.   Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur Förderung der sozialen Kompetenz, unter 
anderem durch Training sozialer und kommunikativer Fähigkeiten und im Umgang mit 
Krisensituationen,  
6.   das Training lebenspraktischer Fähigkeiten sowie 
7.   die Anleitung und Motivation zur Inanspruchnahme von Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation.
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

§ 26 Leistungsformen

(1) ….

(2) ….

(3) Auf Antrag werden bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 29 des 
Neunten Buches durch ein Persönliches Budget folgende Leistungen erbracht:

1.     Krankenbehandlung der Sozialen Entschädigung nach Kapitel 5,

2.    Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6,

3.    Leistungen bei Pflegebedürftigkeit nach Kapitel 7 sowie

4. Leistungen zur Weiterführung des Haushalts nach § 95.

→ Voraussetzungen des § 29 SGB IX:
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

§ 69 Wunsch- und Wahlrecht
Bei der Entscheidung über die Leistungen zur Teilhabe und bei der Ausführung dieser Leistungen wird den 
berechtigten Wünschen der Berechtigten entsprochen. Dabei sind Art und Schwere der Schädigung, 
Gesundheitszustand und Lebensalter besonders zu berücksichtigen. Im Übrigen gilt § 8 des Neunten Buches.

§ 8 SGB IX Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten
1) Bei der Entscheidung über die Leistungen und bei der Ausführung der Leistungen zur Teilhabe wird 
berechtigten Wünschen der Leistungsberechtigten entsprochen. Dabei wird auch auf die persönliche 
Lebenssituation, das Alter, das Geschlecht, die Familie sowie die religiösen und weltanschaulichen Bedürfnisse 
der Leistungsberechtigten Rücksicht genommen; im Übrigen gilt § 33 des Ersten Buches. Den besonderen 
Bedürfnissen von Müttern und Vätern mit Behinderungen bei der Erfüllung ihres Erziehungsauftrages sowie den 
besonderen Bedürfnissen von Kindern mit Behinderungen wird Rechnung getragen.
(2) Sachleistungen zur Teilhabe, die nicht in Rehabilitationseinrichtungen auszuführen sind, können auf Antrag der 
Leistungsberechtigten als Geldleistungen erbracht werden, wenn die Leistungen hierdurch voraussichtlich bei 
gleicher Wirksamkeit wirtschaftlich zumindest gleichwertig ausgeführt werden können. Für die Beurteilung der 
Wirksamkeit stellen die Leistungsberechtigten dem Rehabilitationsträger geeignete Unterlagen zur Verfügung. 
Der Rehabilitationsträger begründet durch Bescheid, wenn er den Wünschen des Leistungsberechtigten nach den 
Absätzen 1 und 2 nicht entspricht.
(3) Leistungen, Dienste und Einrichtungen lassen den Leistungsberechtigten möglichst viel Raum zu 
eigenverantwortlicher Gestaltung ihrer Lebensumstände und fördern ihre Selbstbestimmung.
(4) Die Leistungen zur Teilhabe bedürfen der Zustimmung der Leistungsberechtigten.
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

§ 70 Besonderheiten der Leistungsbemessung

Art, Ausmaß und Dauer der Leistungen zur Teilhabe richten sich 
nach der Besonderheit des Einzelfalls sowie der Art des 
Bedarfes.

→ insoweit ganz erheblicher Spielraum, etwaige 
Beschränkungen im Leistungsrecht der Verweisungsgesetze zu 
kompensieren
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Verfahren zur Feststellung der Zuständigkeit für Teilhabeleistungen

§ 14 SGB IX Leistender Rehabilitationsträger
(1) Werden Leistungen zur Teilhabe beantragt, stellt der Rehabilitationsträger innerhalb von zwei Wochen 
nach Eingang des Antrages bei ihm fest, ob er nach dem für ihn geltenden Leistungsgesetz für die Leistung 
zuständig ist; […]. Stellt er bei der Prüfung fest, dass er für die Leistung insgesamt nicht zuständig ist, leitet 
er den Antrag unverzüglich dem nach seiner Auffassung zuständigen Rehabilitationsträger zu und 
unterrichtet hierüber den Antragsteller. Muss für eine solche Feststellung die Ursache der Behinderung 
geklärt werden und ist diese Klärung in der Frist nach Satz 1 nicht möglich, soll der Antrag unverzüglich dem 
Rehabilitationsträger zugeleitet werden, der die Leistung ohne Rücksicht auf die Ursache der 
Behinderung erbringt. […]
(2) Wird der Antrag nicht weitergeleitet, stellt der Rehabilitationsträger den Rehabilitationsbedarf anhand 
der Instrumente zur Bedarfsermittlung nach § 13 unverzüglich und umfassend fest und erbringt die 
Leistungen (leistender Rehabilitationsträger). Muss für diese Feststellung kein Gutachten eingeholt werden, 
entscheidet der leistende Rehabilitationsträger innerhalb von drei Wochen nach Antragseingang. Ist für die 
Feststellung des Rehabilitationsbedarfs ein Gutachten erforderlich, wird die Entscheidung innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorliegen des Gutachtens getroffen. Wird der Antrag weitergeleitet, gelten die Sätze 1 
bis 3 für den Rehabilitationsträger, an den der Antrag weitergeleitet worden ist, entsprechend; die Frist 
beginnt mit dem Antragseingang bei diesem Rehabilitationsträger. […]
[…]
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn der Rehabilitationsträger Leistungen von Amts wegen 
erbringt. Dabei tritt an die Stelle des Tages der Antragstellung der Tag der Kenntnis des voraussichtlichen 
Rehabilitationsbedarfs.
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Verhältnis von Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV und Schnelle Hilfen

Schnelle Hilfen (§§ 29 ff.) keine Leistungen zur Teilhabe

Antrag auf Leistungen nach §§ 29 ff. löst Fristen nach §§ 14 ff. SGB IX nicht aus

Aber: Schnelle Hilfen niedrigschwellig zugänglich → relevant vor allem für Menschen mit drohender 
(psychischer) Beeinträchtigung

→ deshalb SER-Träger für Berechtigte von Schnellen Hilfen (d.h. sowohl Geschädigte als auch 
Angehörige, Hinterbliebene und Nahestehende, §§ 4, 6) in jedem Fall wichtig  

→ Chancen durch Leistungen der Schnellen Hilfen, insbesondere durch Traumaambulanzen: 
Vermeidung von (langfristigen) Gesundheitsschädigungen

→ Fallmanagement: soll und kann Zugang zu Teilhabeleistungen eröffnen, auch durch zuständigen 
Träger außerhalb von SGB XIV

„anschaulich“ insoweit die Rechtsprechung zur Versorgung mit Assistenz-Hund bei PTBS

LSG Baden-Württemberg, 21.10.2024, L 4 KR 1714/213 mit krit. Anm. Nebe RP Reha 2024, Heft 4 S. 
8ff.

→ diskutiert werden Ansprüche gegen GKK (Problem: „Methodenvorbehalt“) und gegen EGH-Träger, 
nicht gegen TdSE, obwohl nach Sachverhalt naheliegend 
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Teilhabeleistungen nach dem SGB XIV

Leistungen zur Teilhabe im Rahmen des SGB XIV

Leistungen zur Teilhabe nach dem SGB XIV im Detail

Leistungen zur Teilhabe unter dem Dach des SGB IX
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Teilhabeleistungen im gegliederten System

§ 28 Verhältnis zu Leistungen anderer Träger

(1) Die Leistungen nach diesem Buch wegen eines schädigenden Ereignisses 
nach § 1 Absatz 2 gehen Leistungen anderer Träger, insbesondere anderer 
Sozialleistungsträger vor.
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Teilhabeleistungen im gegliederten System

- Die gesetzlichen Leistungsansprüche gegen Sozialleistungsträger unterliegen 
mit dem BTHG einem Transformationsprozess: Von der 
institutionszentrierten Versorgung zur personenzentrierten Versorgung

- Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben seit 1.1.2018 fast unverändert in 
§§ 49 ff. SGB IX

- Ziel: „Passgenaue Leistungen“ zur Förderung größtmöglicher Teilhabe am 
allg. Arbeitsmarkt (BT-Drs. 18/9522, S. 194)

- eine der wichtigsten Änderungen: Budget für Arbeit, später Budget für 
Ausbildung

- Aber, unverändert: gegliedertes System mit den anspruchsvollen 
Zuständigkeitsvoraussetzungen/Vor- und Nachrangregelungen
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Leistungsgewährung wie aus einer Hand

Seit 1970er Jahre (Reha-AngleichungsG) bis heute Ziel: Ansprüche zügig und umfassend, trotz des 
gegliederten Systems möglichst „wie aus einer Hand“, vgl.  

§ 4 Abs. 2 S. 2 SGB IX

„Die Leistungsträger erbringen die Leistungen im Rahmen der für sie geltenden Rechtsvorschriften 
nach Lage des Einzelfalles so vollständig, umfassend und in gleicher Qualität, dass Leistungen eines 
anderen Trägers möglichst nicht erforderlich werden.“

→ durch BTHG: weitere Stärkung der Bestimmungen zur Koordinierung der Leistungen 

§ 19 Abs. 1 SGB IX

„Soweit Leistungen verschiedener Leistungsgruppen oder mehrerer Rehabilitationsträger erforderlich 
sind, ist der leistende Rehabilitationsträger dafür verantwortlich,  … die nach dem individuellen Bedarf 
voraussichtlich erforderlichen Leistungen hinsichtlich Ziel, Art und Umfang funktionsbezogen 
fest[zu]stellen und schriftlich oder elektronisch so zusammen[zu]stellen, dass sie nahtlos 
ineinandergreifen.“

§ 19 Abs. 2 Satz 3: Auf Wunsch des Leistungsberechtigten ist der Teilhabeplan auch unabhängig von 
den Voraussetzungen des Abs. 1 zu erstellen.
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Leistungsgewährung wie aus einer Hand

Teilhabeplan nimmt wichtige Steuerungsfunktion ein

§ 19 Abs. 2 SGB IX

„Der leistende Rehabilitationsträger erstellt … einen Teilhabeplan innerhalb der für die 
Entscheidung über den Antrag maßgeblichen Frist.“

§ 19 Abs. 3 S. 1 SGB IX

„Der Teilhabeplan wird entsprechend dem Verlauf der Rehabilitation angepasst und darauf 
ausgerichtet, den Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalles eine umfassende Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zügig, wirksam, 
wirtschaftlich und auf Dauer zu ermöglichen. 

- Problem: Bislang bei den Trägern kaum praktische Umsetzung dieser Rechtspflicht zu beobachten 
(siehe nächste Folie).
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Daten laut Teilhabeverfahrensbericht der BAR

Download unter: 

https://www.bar-frankfurt.de/themen/teilhabeverfahrensbericht/teilhabeverfahrensberichte.html

Teilhabeverfahrensbericht 2022

- 1.268 Rehabilitationsträger in Deutschland (bei BAR registrierte Reha-Träger)

- 1.079 Rehabilitationsträger haben Daten für das Berichtsjahr 2021 an BAR 

übermittelt 

- Meldequote: 85 Prozent

- 2,8 Mio. Anträge (2.800.000)

 davon: nur 8.404 trägerübergreifende Teilhabeplanungen und 

  1.168 Teilhabeplankonferenzen

  40.824 Teilhabepläne mit mind. einer Anpassung

  325 bewilligte trägerübergr. Persönliche Budgets (382 beantragt)
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Amtsermittlung, § 19 Abs. 2 SGB IX - Inhalt des Plans

- Beeinträchtigungen der Aktivitäten und/oder Teilhabe (ICF)
- vorhandene Ressourcen
- Personen- und umweltbezogene Kontextfaktoren
- Besondere Bedürfnisse von Frauen und Kindern
- Leistungsbezogene Ziele und Wünsche des behinderten Menschen
- Gründe für die Erforderlichkeit der Leistung
- Ziel, Art, Umfang, inhaltliche Ausgestaltung der Leistungen
- Angaben, ob ein PB erwünscht
- Voraussichtlicher Beginn, Dauer und Ort der Leistungen
- Organisatorische und zeitliche Abläufe
- Klärung, welche Reha-Träger und sonstige Dritte zu beteiligen sind

→ Musterformular „Teilhabeplan“ als Anlage 6 der GE „Reha-Prozess“
https://www.bar-frankfurt.de/fileadmin/dateiliste/_downloadmaterialien/themen/reha-
prozess/Anlage_6_Teil_1.pdf
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Wesentliche Änderungen durch BTHG

→ wesentliche Felder der Bedarfsermittlung und Teilhabeplanung

1) Bedarfe frühzeitig erkennen und ermitteln und Leistungen koordinieren

2) Personenzentrierte Gewährung von Teilhabeleistungen

3) Partizipatorische Bedarfsermittlung

4) Lebensverlaufsorientierte Teilhabeplanung

5) Stärkung selbstbestimmter Teilhabeplanung

6) Unterstützung von Arbeitgebern und Betrieben
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Partizipatorische Bedarfsfeststellung 

oberstes Leistungsprinzipien → vgl.:

- „…eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen oder zu 
erleichtern.“ (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX)

- „Bei der Entscheidung über die Leistungen und bei der Ausführung der Leistungen zur Teilhabe wird 
berechtigten Wünschen der Leistungsberechtigten entsprochen.“ (§ 8 Abs. 1 S. 1 SGB IX)

- Die Instrumente zur Ermittlung des Rehabilitationsbedarfes gewährleisten eine individuelle 
Bedarfsermittlung. (vgl. § 13 Abs. 2 S. 1 SGB IX)

- „…ist der leistende Rehabilitationsträger dafür verantwortlich, … in Abstimmung mit den 
Leistungsberechtigten die nach dem individuellen Bedarf voraussichtlich erforderlichen Leistungen … 
fest[zu]stellen und schriftlich oder elektronisch so zusammen[zu]stellen, dass sie nahtlos 
ineinandergreifen.“ (§ 19 Abs. 1 S. 2 SGB IX)

- Ermöglichung auch durch Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

Problem: Leitbildwechsel braucht Wandel des Selbstverständnisses bei Trägern und 
Einrichtungen/Dienstleistern
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Das biopsychosoziale Modell im Reha-Prozess

§ 13 SGB IX

→ möglichst einheitliche Instrumente der Reha-Träger

→ zur individuellen und funktionsbezogenen Bedarfsermittlung

→ sollen den Gemeinsamen Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
BAR entsprechen

Wichtig: Gemeinsame Empfehlung „Reha-Prozess“ der BAR → nimmt mehrfach 
auf ICF und vor allem auf das „bio-psycho-soziale-Modell“ Bezug

→ schon im Verfahren: Partizipation und Orientierung der Leistungsermittlung an 
bio-psycho-sozialem Modell
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Das biopsychosoziale Modell im Reha-Prozess

→ zur individuellen und funktionsbezogenen Bedarfsermittlung (vgl. § 13 SGB IX)

→ schon im Verfahren laufende Partizipation und Orientierung der 
Leistungsermittlung am bio-psycho-sozialen Modell
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Personenzentrierung

Personenzentrierung statt Institutionenzentrierung

-> Ermöglichung selbstbestimmter Lebensentwürfe in einer inklusiven Umwelt statt in 
Sonderlebenswelten

-> besondere Herausforderungen für Teilhabeplanung und Zusammenstellung der Leistungen

Lebensverlaufsorientierte Bedarfsfeststellung 

- anspruchsvoll: „lebensverlaufsorientierte Rehabilitation“

- Praxis und Denken noch vom Verwaltungshandeln der Träger und institutionenzentriert 
geprägt, d.h. „Zuständigkeit wofür/wie lange?“ und meist pfadabhängig – „einmal 
Eingliederungshilfe immer Eingliederungshilfe“

- Personenzentrierung heißt: „Denken vom Menschen“, d.h. welcher Bedarf wann?/Wer ist 
einzubeziehen? und heraus aus Pfadabhängigkeit!
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Einfachgesetzliche Grundlagen zum Verfahren

§ 17 SGB IX Begutachtung
(1) Ist für die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs ein Gutachten erforderlich, beauftragt der leistende 
Rehabilitationsträger unverzüglich einen geeigneten Sachverständigen. 

§ 19 SGB IX Teilhabeplan
(2) S.1 Nr. 6: Der Teilhabeplan dokumentiert erreichbare und überprüfbare Teilhabeziele und deren 
Fortschreibung.

(3) S. 1: Der Teilhabeplan wird entsprechend dem Verlauf der Rehabilitation angepasst und darauf 
ausgerichtet, den Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles eine 
umfassende Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zügig, wirksam, wirtschaftlich und auf Dauer zu 
ermöglichen. 

§ 28 SGB IX Ausführungen von Leistungen
(2) Die Leistungen werden dem Verlauf der Rehabilitation angepasst und sind darauf ausgerichtet, den 
Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles zügig, wirksam, 
wirtschaftlich und auf Dauer eine den Zielen der §§ 1 und 4 Absatz 1 entsprechende umfassende Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen.
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Die Reha-Träger im gegliederten System unter dem Dach der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation

https://www.bar-frankfurt.de/themen/gemeinsame-empfehlungen/zu-den-gemeinsamen-empfehlungen.html
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Funktion des Fallmanagements im SGB XIV

§ 30 SGB XIV Leistungen des Fallmanagements
(1) Beim Fallmanagement werden die Berechtigten von einer Fallmanagerin oder einem Fallmanager aktivierend
und koordinierend durch das Antragsverfahren und Leistungsverfahren begleitet.
(2) Leistungen des Fallmanagements werden mit Einwilligung der Berechtigten erbracht, die auch die
erforderlichen Datenerhebungen erfasst. Die Einwilligung ist schriftlich zu dokumentieren.
(3) Berechtigte können ein Fallmanagement erhalten.
(4) Geschädigte sollen ein Fallmanagement erhalten, wenn
1. das schädigende Ereignis eine Straftat gegen das Leben oder gegen die sexuelle Selbstbestimmung war
oder
2. sie bei Eintritt des schädigenden Ereignisses minderjährig waren.
(5) Das Fallmanagement umfasst insbesondere:
1. die Ermittlung des möglichen Hilfebedarfs, der durch das schädigende Ereignis unter Berücksichtigung der
besonderen Umstände des Einzelfalls entstanden ist,
2. den Hinweis auf die in Betracht kommenden Sozialleistungen,
3. die Begleitung der Berechtigten mit dem Ziel des Erhalts zügiger und aufeinander abgestimmter
Leistungen, soweit Berechtigte Ansprüche gegen andere Träger von Sozialleistungen nach den Kapiteln 5,
6, 7 und 11 haben oder haben könnten,
4. die Unterstützung bei der Antragstellung, die Aufklärung über die Einleitung und den Ablauf des
Verfahrens in der Sozialen Entschädigung sowie
5. die Begleitung des Verfahrens in der Sozialen Entschädigung.
(6) Das Fallmanagement kann die Kontaktaufnahme mit möglicherweise berechtigten Personen umfassen.
(7) Soweit eine Bedarfsermittlung und ein Teilhabeplanverfahren nach den Kapiteln 2 bis 4 des Neunten Buches
durchzuführen sind, werden Leistungen des Fallmanagements ergänzend erbracht.
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Vielen Dank
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Literatur/Quellen
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https://uvhw.de/rp-reha.html



Literatur
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https://www.reha-recht.de
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